
   

editorial 

Der Ukraine-Krieg ist seit einigen Tagen in eine weitere Eska-
lationsphase getreten: Auf die russische Annexion von vier 
Provinzen der Ukraine reagierte diese mit einer offenbar er-
folgreichen Offensive und der Forderung nach weiterer militä-
rischer und finanzieller Unterstützung durch den Westen. 
 
Diese wird insbesondere von den USA und der Bundesrepu-
blik großzügigst gewährt. Entsprechend ist auf beiden Seiten 
kein Eingehen auf ernsthafte Friedensverhandlungen ersicht-
lich, auch wenn beide Parteien ihre Bereitschaft hierzu erklä-
ren, die Ukraine allerdings mit einem Dekret, das Verhandlun-
gen mit Wladimir Putin ausschließt. 
 
Die russische Mobilmachung hat eine verstärkte Absetzbewe-
gung Wehrpflichtiger in Gang gesetzt. Auch wenn diverse 
Anrainer Rußlands die Einreise russischer Flüchtlinge stoppen, 
zeigt sich Deutschland wieder einmal bereit, diese – in die 
hunderttausende gehende – Gruppe aufzunehmen. 
 
Hinzu kommt seit Monaten die offenbar durch Rußland und 
die Türkei geförderte Migration aus Nahost und Nordafrika. 
Darüber, woher die finanziellen und materiellen Mittel zur 
Bewältigung dieser Situation kommen sollen, schweigt sich 
das offizielle Berlin aus. 
 
Bezeichnend: Im ökumenischen Gottesdienst zum deutschen 
Nationalfeiertag am 3. Oktober zu Erfurt war von allen Gesell-
schaftsschichten die Rede, nur nicht von Vertriebenen, Aus-
siedlern und Spätaussiedlern . . .  
 

Vadim Derksen   Herbert Karl 
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Aktualität 

„Chinafeindlichkeit ist Markenzeichen gewisser UN Agenturen!“ 

Von ALFRED DE ZAYAS 

 

Am 31. August 2022, dem letzten Tag von Michelle Bachelets vierjähriger Amtszeit als UN-Hochkommissarin für Menschen-

rechte, veröffentlichte das Büro ein 46-seitiges Dokument, das meines Erachtens als propagandistisch, voreingenommen und 

methodisch fehlerhaft verworfen werden sollte. Dieses Dokument, das nicht vom Menschenrechtsrat in Auftrag gegeben wur-

de, sondern nur auf Druck Washingtons und Brüssels auf das OHCHR zustande kam, trägt den oberflächlich neutralen Titel 

„Bewertung der Menschenrechtslage in der Autonomen Region Xinjiang Uigur“. 

 

Bereits im Juni 2022, zu Beginn der 50. Sitzung des Menschenrechtsrates, bedauerte Chinas Botschafter Chen Xu die zuneh-

mende „Politisierung“ des Rates und erinnerte die Mitglieder daran, dass „Desinformation weit verbreitet ist, was dem ur-

sprünglichen Zweck des Menschenrechtsrates ernsthaft zuwiderläuft.“ 

 

Hochkommissarin Bachelet tat gut daran, noch vor Veröffentlichung der Xinjiang-„Bewertung“ nach Chile zurückgekehrt zu 

sein, bevor die ungustiösen und unproduktiven Debatten im Zuge der bevorstehenden 51. Sitzung des Rates vom 12. Septem-

ber bis 7. Oktober 2022 losgingen. Die chinesische Mission hat besagte „Bewertung“ bereits als unprofessionell und unverein-

bar mit der ursprünglichen Erklärung zum Abschluß der Mission, die Michelle Bachelet nach ihrer erfolgreichen Mission in Chi-

na und Xinjiang im Mai 2022 abgegeben hatte, zurückgewiesen. Auch ich folge einer solchen Beurteilung und halte sie für aus-

gewogen, detailliert und konstruktiv. Leider gelang es Bachelet nach ihrem gut vorbereiteten Besuch mit ihrer Erklärung nicht, 

die Kritiker aus Washington und Brüssel, welche die Situation in Xinjiang systematisch falsch darstellen und für ihren geopoliti-

schen Hybridkrieg gegen China mißbrauchen, verstummen zu lassen. Bachelets besonnene Erklärung hingegen, wurde mit An-

feindungen, Medienmobbing und Rücktrittsforderungen beantwortet. 

 

„Bewertung“ aufgrund Schuldvermutung & Desinformationen 

 

Die Hauptprobleme mit der „Bewertung“ ergeben sich aus der Methodik und den Quellen. Wie die Ständige Vertretung Chinas 

in Genf feststellte, basiert die sogenannte Bewertung „auf einer Schuldvermutung und verwendet als Hauptquellen Desinfor-

mationen und Lügen, die von chinafeindlichen Kräften fabriziert wurden. Die „Bewertung“ ignoriert vorsätzlich maßgebliche 

Informationen und objektive Materialien, die von der chinesischen Regierung zur Verfügung gestellt wurden. Sie verzerrt die 

Gesetze und die Politik Chinas auf bösartige Weise und verunglimpft den Kampf gegen Terrorismus und Extremismus in Xinji-

ang. Sie verschließt die Augen vor den enormen Errungenschaften im Bereich der Menschenrechte, die Menschen aller ethni-

schen Gruppen in Xinjiang gemeinsam erreicht haben.“ 

 

Natürlich wurde der Bericht nicht von Michelle Bachelet persönlich verfaßt, weil sie bestimmt nicht ihren Worten widerspro-

chen hätte, wie sie bereits in Guangzhou und vor der 50. Sitzung des Menschenrechtsrates im Juni 2022 gesagt hatte. Doch 

OHCHR-Berichte werden immer von OHCHR-Mitarbeitern und/oder Beratern verfaßt, die nicht immer unparteiisch und frei von 

Vorurteilen sind und nicht immer alle Seiten des Geschehens ausgewogen widerspiegeln. Sie können durchaus persönliche 

Tendenzen aufweisen, indem sie auch gegen die Grundregel „audiatur et altera pars“ – alle Seiten anzuhören – verstoßen. 

 

Inakzeptabler Druck durch das UN Büro 

 

Als langjähriger Mitarbeiter des OHCHR, ehemaliger Sekretär des Menschenrechtsausschusses und Leiter der Petitionsabtei-

lung (Registrar) habe ich in Jahrzehnten hingebungsvollen Dienstes für das Büro sowohl Gutes als auch Schlechtes sehen und 

erleben müssen. Als unabhängiger UN-Experte für internationale Ordnung (2012–18) war ich persönlich inakzeptablem Druck 

des Büros ausgesetzt, mit dem Versuch. mich in eine gewünschte „Matrix“ zu zwingen, wodurch meine Rechte und Pflichten 

verletzt wurden, unabhängiger Forschung nachzugehen und zu meinen eigenen Schlußfolgerungen zu gelangen, doch nicht zu 

jenen, die mir von OHCHR-Mitarbeitern oder bestimmten militanten NGO‘s nahegelegt worden waren. 

 

Bevor ich die erste UN-Mission nach 21 Jahren in Venezuela antrat, las ich alle einschlägigen Berichte von OHCHR, Amnesty 

International und Human Rights Watch. Als ich diese Berichte vor Ort überprüfte und nachdem ich Professoren, Kirchenvertre-

ter, Oppositionelle, Minister und Staatsanwälte der Regierung sowie Nichtregierungsorganisationen aller Seiten des Spektrums 

mit gezielten Fragen konfrontiert hatte, ergab sich ein grundlegend anderes Bild, dass sich radikal von den OHCHR-„Berichten“ 

 

Fortsetzung auf  S. 3 
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Fortsetzung von S. 2 

unterschied, welche Ideologen verfaßt hatten, die nicht in Venezuela gewesen und auch nicht der Methode der Faktenerhebung 

gefolgt waren, wie ich es tat. Schlimmer noch, ich mußte feststellen, dass das OHCHR in seinen Berichten entscheidende Informatio-

nen unterdrückt hatte, die zuvor von unabhängigen venezolanischen Nichtregierungsorganisationen wie Fundalatin, der Grupo Su-

res oder dem Red Nacional de Derechos Humanos zur Verfügung gestellt worden waren. Vor, während und nach meiner Mission in 

Venezuela erlebte ich gegenüber meinem Mandat eine ausgeprägte Feindseligkeit des OHCHR, die dahin resultierte, daß mir keine 

angemessene logistische und inhaltliche Unterstützung gewährt wurde und jede Bereitschaft fehlte, meine Ehre oder meinen Ruf zu 

verteidigen, wenn immer ich vor, während oder nach besagter Mission Einschüchterungen, Mobbing und Verleumdungen ausge-

setzt worden war. 

 

Informationskrieg und anhaltende Sinophobie 

 

Es mag sein, daß die westlichen Mächte einen kurzfristigen Sieg über China erringen und das OHCHR davon überzeugen konnten, 

eine „Bewertung“ abzugeben, die dem anhaltenden Informationskrieg und der Sinophobie Vorschub leistet und zum Markenzeichen 

bestimmter UN-Organisationen geworden ist. Die Andeutung, daß in Xinjiang „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ oder gar 

„Völkermord“ begangen worden sein könnten, ist eine unverantwortliche Übertreibung, Hetze und verstößt gegen Artikel 20 

des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte, der Kriegspropaganda und Aufstachelung zu Rassenhaß und Ge-

walt verbietet. 

 

Die Mission der Hohen Kommissarin Bachelet im Mai 2022 in China führte zur Einrichtung einer Arbeitsgruppe, die den weiteren 

Dialog und die Zusammenarbeit zwischen OHCHR und chinesischen Behörden erleichtern sollte. Dies ähnelt meinem konstruktiven 

Vorschlag aus dem Jahr 2018, wonach das OHCHR in Venezuela für eine „Präsenz“ sorgen sollte, um professionelle und eben nicht 

propagandistische Bewertungen und Überwachungen durchzuführen. Ziel in China und in Venezuela sollte es sein, Opfern von Men-

schenrechtsverletzungen im Geiste internationaler Zusammenarbeit und Solidarität konkrete Hilfe angedeihen zu lassen. 

 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob und inwieweit das Amt des Hohen Kommissars für Menschenrechte und der Men-

schenrechtsrat im Dienste westlicher Interessen tätig sind, inwieweit die Menschenrechtsanliegen der übrigen Menschheit berück-

sichtigt werden und inwieweit der Hohe Kommissar im Rahmen seines Mandats handelt, das in der Resolution 48/141 der General-

versammlung vom 20. Dezember 1993 festgelegt ist. 

 

Der Zwecke des Amts des Hohen Kommissars 

 

Das Amt des Hohen Kommissars für Menschenrechte wurde nicht zum Zweck geschaffen, um „Namen zu beschädigen oder zu be-

schämen“, Spannungen zwischen Ländern zu schüren oder Desinformationen über Menschenrechtsverletzungen zu verbreiten. Der 

Hauptzweck des Hohen Kommissars besteht darin, die internationale Zusammenarbeit im Bereich der Menschenrechte zu fördern, 

alle Menschenrechtsaktivitäten der Organisationen der Vereinten Nationen zu koordinieren, die Vertrauensbildung zu verbessern 

und die Menschenrechte in einer Atmosphäre gegenseitigen Respekts, rechtlich verankert, einklagbar und durchsetzbar zu machen, 

gemäß den Zielen und Grundsätzen der UN-Charta. 

 

Es ist wichtig, an die Satzung des Amtes des Hohen Kommissars zu erinnern, die folgendermaßen lautet: 

 

a) im Rahmen der Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und anderer internationaler 

Menschenrechtsübereinkünfte und des Völkerrechts tätig zu sein, einschließlich der Verpflichtungen, innerhalb dieses Rahmens die 

Souveränität, die territoriale Unversehrtheit und die innerstaatliche Rechtsprechung der Staaten zu achten und die allgemeine Ach-

tung und Einhaltung aller Menschenrechte zu fördern, in der Erkenntnis, dass die Förderung und der Schutz aller Menschenrechte 

im Rahmen der Ziele und Grundsätze der Charta ein legitimes Anliegen der internationalen Gemeinschaft ist; 

 

(b) sich von der Erkenntnis leiten lassen, dass alle Menschenrechte – bürgerliche, kulturelle, wirtschaftliche, politische und soziale – 

universell, unteilbar, voneinander abhängig und miteinander verknüpft sind und dass es, auch wenn die Bedeutung nationaler und 

regionaler Besonderheiten und verschiedener historischer, kultureller und religiöser Hintergründe berücksichtigt werden muss, die 

Pflicht der Staaten ist, unabhängig von ihren politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Systemen alle Menschenrechte und Grund-

freiheiten zu fördern und zu schützen; 

(c) anerkennen, wie wichtig es ist, eine ausgewogene und nachhaltige Entwicklung für alle Menschen zu fördern und die Verwirkli-

chung des Rechts auf Entwicklung zu gewährleisten, wie es in der Erklärung über das Recht auf Entwicklung festgelegt ist [ . . . ]“ 

 

Der gesamte Beitrag ist abrufbar unter: 

https://unser-mitteleuropa.com/alfred-de-zayas-chinafeindlichkeit-ist-markenzeichen-gewisser-un-agenturen/ 

Im Text  wurde  auf Fußnoten verzichtet. Die Red. 
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Deutschfeindlichkeit in der politischen Auseinandersetzung in Rumänien 

 

Bodo Bost berichtet in der Preußische Allgemeine (PAZ) unter der Überschrift:  

Rumänien: Hetze gegen den Fritz, 

„Dahergelaufene Ausländer“ – Nationalistische rumänische Politiker befeuern den Deutschenhass im Land 

über den zunehmenden Nationalismus in Rumänien, der sich auch an dem aus dem Hotzenwald stammenden Dominic Fritz, seit 

2020 Bürgermeister in Temeswar mit zunehmender Intensität abarbeitet. 

 

Die PAZ vom 4. Mai 2022 weiter: 

„Desgleichen hat im Februar der Parlamentarier Ciprian-Titi Stoica von der rechtsnationalistischen Allianz für die Vereini-

gung der Rumänen (AUR) den Abgeordneten Ovidiu Ganț als „Nazi“ und dessen Partei, das Demokratische Forum der 

Deutschen in Rumänien (DFDR), als „Nachfolger“ der Deutschen Volksgruppe aus der NS-Zeit verunglimpft. 

 

Die Parlamentsgruppe Nationale Minderheiten hat die Anschuldigungen als „beleidigend“ und als Angriff auf das Recht 

auf die Würde betrachtet. Nach dem Vorfall forderte Ganț die Generalstaatsanwaltschaft auf, Maßnahmen zu ergreifen. 

 

Ganț ist seit 17 Jahren Mitglied der Abgeordnetenkammer und hatte bisher nie wegen seiner Abstammung Probleme. 

Stoica war bereits im September 2021 aufgefallen, als er mit anderen AUR-Abgeordneten den Abgeordneten der Natio-

nalliberalen Partei (PNL) Florin Roman quasi handgreiflich aus der Parlamentssitzung vertrieb. Stoica hat den Spitznamen 

„Titi Four Hands“, weil er bei einer Abstimmung über den Staatshaushalt doppelt abgestimmt hat.“ 

Auch die Allgemeine Deutsche Zeitung (ADZ) aus dem Land selbst berichtet regelmäßig über den Unmut rumänischer Politiker an 

den deutschstämmigen Kollegen, dem Staatspräsidenten Klaus Johannis eingeschloßen. Im politischen Rumänien geht es auch 

sonst etwas direkter zur Sache: So weit, so schlecht. 

 

Das in Polen erscheinende Magazin Unser Mitteleuropa (UM) berichtet im Artikel: 

Deutschenhass gegen Siebenbürger Bürgermeister von Temeswar vom 5. Mai 2022 weiter: 

„Der AUR gelang bei der Parlamentswahl 2020 der überraschende Einzug in die Abgeordnetenkammer als viertstärkste 

Kraft mit fast zehn Prozent der Stimmen. Die AUR setzt sich in ihrem Wahlprogramm als faktisch einzigen Punkt für eine 

Vereinigung der Republik Moldau mit Rumänien, ein. Die Rhetorik der Partei richtete sich bislang vor allem gegen Rumä-

niens ungarische Minderheit. Doch nun werden auch die Siebenbürger Sachsen Ziel von Angriffen. 

 

Im Januar drangen rumä[n]ische Nationalisten der AUR gewaltsam in das Rathaus in der Banat-Metropole Temeswar, in 

der Dominic Fritz seit zwei Jahren Bürgermeister ist, Die Randalierer brüllten „Komm raus, du Drecksköter!“. 

 

UNSER MITTELEUROPA berichtete immer wieder über den Kampf für mehr Autonomie der ungarischen Szekler-Aktivisten 

in Rumänien, die wie nun die Siebenbürger Sachsen, seit Jahrzehnten massiver Ausgrenzung und Hetze ausgesetzt sind.“ 

Allerdings hat sich UM bei der Abschrift aus der PAZ gleich zwei journalistische Patzer erlaubt: Temeswar (rum. Timişoara, ung. 
Temesvár) liegt nicht in Siebenbürgen und war nie von Siebenbürger Sachsen, sondern von Banater Schwaben besiedelt. Zudem 
ist das mitgelieferte Bild die Burg der Hunyadi in Eisenmarkt (rum. Hunedoara, ung. Vajdahunyad) in Siebenbürgen und mit Nich-
ten aus dem banater Temeswar. 
 
Aber wie aus dem UM-Artikel ersichtlich, geht es dem Blatt auch und vor allem nicht nur um die deutsche Minderheit, sondern 
um die ungarischen Szekler in der Argumentation, was dem Beitragstitel widerspricht. Dies ist auch aus den z. T. recht bissigen 
Kommentaren in UM ersichtlich . . . 
 
Bemerkenswert ist, daß der Krieg in der Ukraine auch in Rumänien seltsame Blüten treibt: Die rumänischen Ambitionen stehen in 
einer Linie mit den geopolitischen Großmachtträumen in Polen und Litauen bezüglich einer Vereinnahme Königsbergs . . .  
 
PAZ: https://paz.de/artikel/hetze-gegen-den-fritz-a6761.html 
UM: https://unser-mitteleuropa.com/deutschenhass-gegen-siebenbuerger-buergermeister-von-temeswar/ 

Herbert Karl 
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Schwerpunktthema: Ukraine 

Der Ukrainekrieg beherrscht nach wie vor die Schlagzeilen der Medien. 

An dieser Stelle setzen wir unsere Streiflichter über diesen Konflikt weiter fort. Die Red. 

Vom Regen in die Traufe? 
Neuer ukrainischer Botschafter für Berlin verspricht Fortsetzung der alten Probleme 
 
Nach Abberufung von Kiews hochnotpeinlichem Botschafter Andrij Melnyk, der mit diversen Ausfällig-
keiten sein Volk in Deutschland seit Jahren bis auf die Knochen blamierte, aber bezeichnenderweise erst 
über seine offene Bewunderung für den Juden- und Polen-Schlächter Bandera stolperte, kündigt sich jetzt 
ein vermutlich ähnlich „würdiger“ Nachfolger an: Die Ukraine stellte ein sog. Agrément-Ersuchen für 
Oleksij Sergijowitsch Makejew, das auch bereits von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier angenom-
men wurde – seine Akkreditierung steht damit kurz vor dem Abschluß. 
 
Der 1975 in der Landeshauptstadt geborene Zentralukrainer war im zarten Alter von 21 Jahren in den di-
plomatischen Dienst eingetreten und danach zeitweise in der Schweiz sowie in der BRD stationiert. Mit 
den Maidan-Ereignissen des Jahres 2014 avancierte er zum Politischen Direktor im Außenministerium und 
schließlich 2020 zum – einen solchen anmaßenden Posten gibt es tatsächlich – Sonderbeauftragten Kiews 
für die antirussische Sanktionspolitik des Auslands. Letzteres geschah zu einer Zeit, als die Ukraine alle 
internationalen Abkommen zum Donbass brach, während sich Rußland nachgerade penetrant an sie hielt. 
 
Eine solche Biographie läßt nun in der Tat nichts Gutes erahnen. Makejew ist denn auch gewissermaßen 
bereits von Kiew aus in „Vorleistung“ getreten, indem er von der EU forsch ein Einreiseverbot für Russen 
forderte und dabei gleich noch sein künftiges Wirkungsland durch eine „Erinnerung“ an das Dritte Reich 
verunglimpfte. Daß er „fließend“ Deutsch spräche, hatte das Kiewer Außenministerium auch schon vom 
Westukrainer Melnyk behauptet – wobei für Menschen eines solchen Naturells leider schon eine basale 
sprachliche Verständlichkeit ausreicht, um Unheil zu stiften. 
 
Kiews neuer Gesandter an der Spree dürfte daher nach allem, was von ihm bekannt ist, bedauerlicherweise 
die uralte deutsch-ukrainische Freundschaft zumindest in ähnlicher Weise mit Füßen treten wie sein Vor-
gänger. 
 
Thomas W. Wyrwoll 

Finnische Studie: Anti-Rußland-Embargo kontra-

produktiv 

 
08. 09. 2022 
 
158 Milliarden Einnahmen – 100 Milliarden Ausgaben 

 

Trotz gegenteiliger Westpropaganda zur Notwendigkeit des 
Anti-Rußland-Gas-Embargos beweist eine finnische Studie, 
vom unabhängigen „Zentrum für Energieforschung und saube-
re Luft“ (Crea), das Gegenteil: So erhält Rußland weiterhin Mil-
liarden durch den Öl‑, Gas- und Kohle-Export. 
 
Allein aufgrund des starken Preisanstiegs erzielte Rußland in 
den ersten sechs Kriegsmonaten Einnahmen in Höhe von 158 
Milliarden Euro aus dem Verkauf fossiler Brennstoffe – so Crea 
weiter. Dies übersteigt bei Weitem die Kriegsausgaben von 
schätzungsweise 100 Milliarden Euro. Allein der Export fossiler 
Brennstoffe könnte 43 Milliarden Euro zum russischen Haus-
halt und zur Finanzierung des Ukrainekrieges beitragen. 
 

Fortsetzung auf S. 6 
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EU bezahlt 85 Milliarden EUR 

 

Und selbst die EU bezahlt – trotz erheblicher Importreduktion – immer noch um etwa 85 Milliarden Dollar für russische Ener-

gie. Den Bärenanteil beim Einkauf von russischen Energieträgern berappt sich übrigens nach wie vor Deutschland mit 19 Milli-

arden Euro. 

 

Weltweit liegt allerdings China im fraglichen Zeitraum mit 34,9 Milliarden Euro an erster Stelle. Was auch beweist, daß die Um-

strukturierung der russischen Exporte nach Fernost erfolgreich ist. Interessant auch: Die liberale Niederlande sind mit 11,1 Mil-

liarden Euro der drittgrößte Abnehmer. 

 

Studienzeitraum: 6 Monate seit Kriegsbeginn 

 

Die Studie deckt den Zeitraum vom 24. Februar 2022, dem Kriegsbeginn, bis zum 24. August 2022 ab. Das Forschungszentrum 

erstellte seinen Bericht auf der Grundlage von Daten aus dem Festnetz- und Seehandel mit Energieträgern. (MIT, vadhajtasok) 

 

Detaillierte Erdgas-Pipelinekarte beweist 

 

So entfielen im Jahr 2021 nach wie vor 80 % der EU-Gasimporte-Importe auf Pipelines – und nur 20 % auf Flüssiggas. Bei den 

Gas-Einfuhren von außerhalb der EU war Rußland mit 39,2% der wichtigste Partner, gefolgt von Norwegen (25,1%) und Algeri-

en (8,2%). Diese drei Länder lieferten auch Flüssiggas (LNG) nach Europa. Erst an vierter Stelle folgten die USA mit 7,3 %. Die 

USA liefert Gas ausschließlich in Form von LNG. Dieses ist aber in der Herstellung (1/3 der Energie verschlingt die Verflüssigung) 

sowie durch den Transport auf Tankern sowohl sehr teuer als auch ökologisch schädlich. 

 

Quelle: 

https://unser-mitteleuropa.com/finnische-studie-anti-russland-embargo-kontraproduktiv/ 

 
 

Öffnung von Nord Stream 2 – Europas Königsweg 2.0 
 
von Thomas W. Wyrwoll 
 
 
Es war ein kolossaler Fehler, den Olaf Scholz Anfang des Jahres unter dem Druck der US-Vormacht und 
ihrer Helferlein in der BRD beging: Er legte das an sich abschlußreife Genehmigungsverfahren für das zu-
vor bereits mehrfach durch verschiedene Machenschaften verschleppte Nord-Stream-2-Gasleitungsprojekt 
auf Eis. 
 
Die seither vom Westen unter dem Vorwand der faktisch von den USA herbeigeführten Auseinanderset-
zungen in der Ukraine erlassenen „Sanktionen“ gegen Moskau sollten das Debakel bald danach verewigen: 
So würde das als rohstoffreiches Kolonialgebiet auserkorene Rußland von einer wichtigen Finanzquelle 
und zugleich der Konkurrent Deutschland vom für ihn als Energie-, Rohstoff- und Nahrungserzeugungs-
grundlage b. a. w. unverzichtbaren russischen Gas abgeschnitten. 
 
Daß es dabei zu keinem Zeitpunkt um die Ukraine selbst ging, sollte eigentlich jedem klar sein. Mittlerwei-
le blockieren die Angelsachsen nicht nur Nord Stream 2, sondern verhindern mit windigen juristischen 
Tricks sogar die Reparatur der für den Betrieb der älteren Gasleitung Nord Stream 1 notwendigen Technik. 
Da die einzige für die Altröhre verbliebene Turbine inzwischen ein Ölleck aufweist, kann das System nicht 
sicher weitergenutzt werden, so daß Rußland nun den Gastransport auf diesem Wege komplett eingestellt 
hat – ersatzweise erhält dafür die Pipeline über die Ukraine mehr Gas.  
 

Fortsetzung auf S. 7 
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Fortsetzung von S. 6 
 
Moskaus Berliner Botschafter Sergej Netschajew unterbreitete seinen durch den Gasmangel garantiert schon bald in arge 
wirtschaftliche, soziale, ökologische und im Ergebnis auch politische Turbulenzen geratenden Gastgebern jetzt einen 
gütlichen und in der Sache ausgesprochen sinnvollen Vorschlag: Alle bestehenden Probleme ließen sich einfach mit ei-
ner Inbetriebnahme von Nord Stream 2 lösen. Die Leitung ist nachgewiesenermaßen sicher, bereits mit Gas befüllt und 
sofort einsetzbar. 
 
Letztlich ist dies der einzig sinnvolle Weg für eine Versorgung Mitteleuropas. Selbst ein gigantisches Flüssiggasschiff 
aus Amerika oder Arabien könnte uns – ganz abgesehen vom hierfür erforderlichen gewaltigen Aufwand und der in je-
dem Fall katastrophalen Umweltbilanz – idealerweise gerade einmal die Menge an Gas liefern, die eine der Ostseeröh-
ren täglich sicher und umweltfreundlich zu uns leitet. 
 
Funktionierende Leitungssysteme ermöglichen übrigens nicht nur eine Befriedigung des jetzt gegebenen und im Winter 
bekanntlich nicht abnehmenden Gasbedarfs, sondern erlauben mittelfristig auch einen kontrollierten Übergang weg von 
einem reinen Erdgasimport hin zu einer zukunftsträchtigen Energieversorgung mit ökologisch erzeugtem und von uns 
umweltfreundlich nutzbarem „Bio“-Wasserstoff aus Rußland, der Ukraine und Kasachstan – für dessen Transport ließen 
sich die vorhandenen Röhrensysteme nämlich problemlos weiternutzen. Davon würden alle daran beteiligten Staaten 
dauerhaft profitieren. 
 
Netschajews versöhnliche Geste verweist auf nicht weniger als einen „Königsweg 2.0“ für Europa, der von uns dringend 
beschritten werden sollte. Aus dem Schatten Amerikas herauszutreten ist für Europa und die Welt allemal besser als ein 
Untergang Deutschlands, von dem auch die Ukraine – und zwar im besten Fall – nichts hätte. 
 
Prof. Dr. Thomas W. Wyrwoll ist Experte für das Östliche Europa. 
 
Nachtrag des Autors:  
Der offensichtliche Anschlag auf die beiden Leitungssysteme Nord Stream 1 und Nord Stream 2 genau in dem Augen-
blick, als eine Armada US-amerikanischer Kriegsschiffe das Gebiet um die dabei entstandenen Lecks passierte, derweil 
aber die Transponder zur Übermittlung ihrer genauen Positionen ausschaltete, spricht Bände: In Amerika kennt man 
mittlerweile offenbar kaum mehr Skrupel, wenn es um die Durchsetzung der eigenen geostrategischen Interessen geht. 
Man sollte sich deutscherseits von den zu erwartenden Täuschungsmanövern nicht blenden lassen und jetzt konsequent 
die eigenen Interessen vertreten. 

„Kein Einzelfall“ in Weimar 

Geflüchtete Ukrainerin fordert bei Tafel Kaviar und Garnelen 

(Auszug) 

FOCUS-online-Chefreporter Göran Schattauer 
Montag, 19.09.2022, 16:20 
 
Sie fahren mit dem SUV vor, zahlen ihren Obolus mit 100-Euro-Scheinen und beschweren sich über Obst mit Druckstellen: 

Ukrainische Flüchtlinge sorgen bei der Tafel in Weimar für Unmut. Ehrenamtliche Mitarbeiter sind es satt, angepöbelt zu wer-

den. 

 

Die Mitarbeiterin der Tafel im thüringischen Weimar muss sich vorgekommen sein wie im falschen Film: Eine aus der Ukraine 
geflüchtete Frau übergab ihr einen kleinen karierten Zettel, auf dem sie mit blauem Kugelschreiber fein säuberlich ihre Lebens-
mittelwünsche notiert hatte. Neben Käse, Quark und Joghurt begehrte sie unter anderem „Garnelen“, „Roten Kaviar“ sowie 
„Schwarzen Kaviar“. 
 
Selbst wenn Kaviar in der Ukraine nicht unbedingt als Luxusspeise gilt – der skurrile Einkaufszettel, über den jetzt der MDR be-
richtete, sorgte bei der Tafel in Weimar für großen Unmut. Und es ist beileibe nicht der einzige Aufreger im Zusammenhang mit 
dem Auftreten ukrainischer Flüchtlinge. 
 
Der gesamte Artikel ist im FOCUS-online zu lesen unter:  

https://www.focus.de/panorama/zoff-bei-lebensmittelausgabe-fluechtlinge-fordern-bei-der-tafel-kaviar-und-
garnelen_id_149610377.html 

Presseschau 
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Die Seitenkopien auf der linken Seite: 

Gertraud Marinelli-König: Polen und Ruthenen in den 

Wiener Zeitschriften und Almanachen des Vormärz 

(1805 – 1848). Versuch einer kritischen Bestandsaufnah-

me der Beiträge über Galizien, die Bukowina und das 

polnische Geistesleben insgesamt, Wien 1992, S. 81f. 

 

Bereits im  letzten Kurier verwiesen wir auf das Werk 

von Frau Gertraud Marinelli-König. 

Bemerkenswert ist das offensichtliche Interesse der 

österreichischen Öffentlichkeit an dem Königreich Galizi-

en und Lodomerien im Vormärz, die Fülle an Informatio-

nen darüber sowie die Bezüge auf die derzeit hochko-

chende Krise um die Ostukraine, hier insbesondere um 

das Kulturgut der Saporoger Kosaken am Dnjepr. 

Das heute umstrittene Atomkraftwerk von Saporischsch-

ja liegt fast nur einen Steinwurf von der historisierenden 

Rekonstruktion der Wehranlage der Saporoger Kosaken. 

(Bildquellen: Wikipedia, Abruf 5. Sept. 2022) 
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Neues aus dem Osten: Die VAdM-Kolumne von Thomas W. Wyrwoll  

Vorbild für Europa 
Massenprotest gegen Rußland-Sanktionen bringt tschechische Regierung ins Wanken 
 
von Thomas W. Wyrwoll 
 

Es war einer der größten Demonstrationen der jüngeren tschechischen Geschichte: Den verfügbaren Foto-
grafien nach zu urteilen, versammelten sich am 3. September mehr als 100.000 Menschen auf dem Prager 
Wenzelsplatz, um für einen Rücktritt der Ende letzten Jahres ins Amt gewählten „bürgerlichen“ Fünf-
Parteien-Koalition unter Petr Fiala und vor allem gegen deren exaltierte Anti-Rußland-Politik zu protestie-
ren. Selbst die Polizei sprach von 70.000 Teilnehmern. 
 

Nur einen Tag nach einem aufgrund der bestehenden Mehrheitsverhältnisse gescheiterten Mißtrauensantrag 
gegen die US-hörige Regierung hatten die Rechtspartei „Frieden und Direkte Demokratie“ (SPD) des 
Halbjapaners Tomio Okamura und die zur Zeit außerparlamentarischen Kommunisten den Protest durch 
einen gemeinsamen Aufruf zustandegebracht. 
 

Der Unmut des Volkes richtete sich insbesondere gegen die ausufernden Energiepreise im Zusammenhang 
mit den „Sanktionen“ gegen Rußland: Die Prager z. B. zahlten im Juli mit über 50 Eurocent pro KWh die 
höchsten Strompreise in ganz Europa, wobei deren gezielt in die Wege gesetzte Erhöhung in den meisten 
Ländern gerade erst begonnen hat. 
 

Den zweiten Kritikpunkt bildete die staatliche geförderte Masseneinwanderung von Ukrainern, zu denen 
die Tschechen stets ein ambivalentes Verhältnis pflegten: Nach dem im allgemeinen Gedächtnis längst ver-
blaßten Panslawismus des 19. Jahrhunderts beherrschte die nach dem Ersten Weltkrieg entstandene Tsche-
choslowakei mit ihrem karpatoruthenischen Osten auch ein ukrainisches Volksgebiet, aus dem es eine klei-
ne Einwanderergruppe in die Böhmischen Länder zog, wo sie bis heute seitens der Politik zur kolonialen 
Erinnerungspflege genutzt wird. 
 

Später nahm man die Ukrainer zumeist wahlweise als Teil der ungeliebten Sowjetunion oder als potentielle 
Kampfgefährten gegen deren russische Führung wahr. Nach der Wende gab es eine überschaubare Immi-
gration aus der nunmehr unabhängigen Ukraine, der die Tschechen keine besondere Zuneigung entgegen-
brachten. Es ist zum Beispiel ein offenes Geheimnis, daß heimische Jäger und Förster oft eine regelrechte 
Jagd auf die ins Land eingeströmten ukrainischen Wilddiebe betreiben, von deren „Strecke“ eine Vielzahl 
stiller Gräber in den böhmischen Wäldern Zeugnis ablegt. 
 

Eine für die Verhältnisse des kleinen Staates massive Einwanderung setzte aber erst infolge zahlreicher 
staatlicher Lockangebote 
im Gefolge des Ukraine-
Konfliktes ein: Nach amtli-
chen Angaben könnten 
sich um die 400.000 formal 
bleibeberechtigte Ukrainer 
in der Tschechei aufhalten, 
was die Zahl der Ausländer 
von Ende letzten Jahres 
660.000 perspektivisch 
bald verdoppeln würde: 
Die 10-Prozent-Quote hat 
sie jedenfalls schon jetzt 
überschritten. 
 
Fortsetzung auf S. 10 
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Fortsetzung von S. 9 
 
Die Rahmenverhältnisse erinnern in fataler Weise an jene der deutschen Staaten, deren Nomenklatura be-
kanntermaßen ebenfalls eine massive Einwanderungspolitik zum Nachteil der einheimischen Bevölkerung 
betreibt, hierfür jedoch vor allem auf das Prekariat fremder Erdteile statt auf verwandte Völker vom eige-
nen Kontinent setzt. Bereits die böhmische „Light“-Version der BRD-Politik erregte unter den Tschechen 
enormen Unmut. Ihre angeschlagene Führung sah sich schon unter dem Druck der parlamentarischen Op-
position aus SPD und der bisherigen Regierungspartei ANO von Ex-Ministerpräsident Andrej Babiš genö-
tigt, die Sozialleistungen für ukrainische „Flüchtlinge“ erheblich zusammenzustreichen. Obwohl er sogar 
„pro-russische Äußerungen“ per Gesetz verbieten und seine Behörden gegen jeden Verdachtsfall resolut 
vorgehen ließ, unterstellte Ministerpräsident Fiala jetzt den Demonstranten, „russischer Propaganda“ auf 
den Leim gegangen zu sein – ohne allerdings erklären zu können, wo diese angesichts der Verbote her-
kommen soll. 
 
Für die nächste Woche lud der gegenwärtig auch den Vorsitz in der EU ausübende Staatsverweser seine 
Kollegen zu einer „Notversammlung“ nach Brüssel, um zumindest das Energieproblem ein Stück weit ein-
zugrenzen. Ihm selbst ist eine Lösung der energiepolitischen Überlebensfrage zuhause nicht geglückt, ob-
gleich er das Thema schon vor Monaten zur Chefsache erklärt hatte und mit ökonomisch wie ökologisch 
irrlichternden Maßnahmen, vom Ausbau der Atomkraft bis hin zum Import teuren US-Flüssiggases, 
„dagegenhält“. 
 
Daß Tschechien bereits ohne Einpreisung der neuen Verschwendungsmaßnahmen mit dem am schnellsten 
wachsenden Staatsdefizit innerhalb der EU zu kämpfen hat, macht die Lage des Landes nicht besser. Mit 
den Sorgen um sein politisches Überleben steht Fiala freilich keineswegs allein da: In vielen Ländern mit 
antirussischer Selbstzerstörungsagenda erscheint nämlich die beginnende Zusammenarbeit der linken und 
der rechten Opposition durchaus als Menetekel des Systems, auch wenn dies von höherer Warte genau so 
eingeplant worden sein dürfte. 

 

 

Hitzerekord in Königsberg 

 
Thomas W. Wyrwoll  
 
Nach Mitteilung des russischen Wetterdienstes „Gidromjetzjentr Rossii“ soll es am Montag, dem 27. Juni 2022, in Königsberg 
einen Allzeit-Hitzerekord gegeben haben: Die nach globalen Standards normierte Quecksilbersäule stieg an diesem Tag um 14 
Uhr auf stolze 30,1 Grad Celsius. 
 
Das letzte Mal sei die Temperatur der Pregelmetropole vor gut 60, pardon: genau 61 Jahren, nämlich am 27. Juni 1961, mit 
29,7 Grad annähernd vergleichbar gewesen. Die tatsächliche Lufttemperatur liegt freilich meist ein ganzes Stück über diesen 
Werten, wobei die höchste je in Königsberg gemessene absolute Temperatur zumindest laut dem Internetportal „Pogoda i 
klimat“ 36,5 Grad betragen hat, und zwar im August 1992. 
 
Wird es also alle drei Jahrzehnte in Ostpreußen einmal richtig heiß?! Oder gilt dies nur, und das ließe sich mit einer passend 
angesetzten Statistik für Fernsehgläubige problemlos „beweisen“, an einem – siehe obige Werte – 27. Juni?! Ganz so einfach, 
wie uns die oft mehr mit der Vermittlung von politisch gewünschten „Narrativen“ als mit sachlichen Berichten beschäftigten 
Medien glauben machen wollen, ist die Temperaturentwicklung jedenfalls bei weitem nicht. 
 
In „Restdeutschland“ wurde in diesem Juni die normierte 30-Grad-Marke derweil weithin und oft erheblich – nämlich um bis 
zu exakt neun Grad – überschritten. Nun mag das für einen Sommer zwar bei näherer Betrachtung so exotisch auch nicht sein, 
gesund ist es aber für uns Mitteleuropäer in jedem Fall nicht. Daß sich jede Art von Hitze in den „atlantischeren“ Klimaten 
West- und Mitteldeutschlands leider weitaus ungünstiger auf die menschliche Gesundheit auswirkt als im deutlich kontinenta-
leren Ostpreußen, liegt auf der Hand. 
 
Vielleicht hinterläßt diese banale Erkenntnis im Zusammenwirken mit der aktuellen nicht-meteorologischen Großwetterlage ja 
ihre Spuren hinsichtlich der individuellen Lebensentscheidung (nicht nur) manches Ostdeutschen . . . 
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Neues Gesetz zur Namensschreibung in Litauen 

Minderheiten nur bedingt willkommen 

 
von Thomas W. Wyrwoll 

 
Litauen macht Fortschritte: Ab Anfang Mai dürfen dort Angehörige der nationalen Minderheiten ihre Namen legal in ihrer Mut-
tersprache verwenden – und das sogar für amtliche Zwecke: Zu diesem Termin trat nach jahrzehntelangen heftigen Auseinan-
dersetzungen ein erst im Januar verabschiedetes Gesetz in Kraft, das ethnischen Nichtlitauern unter den Staatsbürgern eine 
Eintragung ihrer „eigentlichen“ Namen bei den Standesämtern erlaubt. Interessenten müssen sich dafür explizit gegenüber 
den Behörden als Angehörige der betreffenden Minderheit erklären und zugleich Belege dafür beibringen, daß ihre unmittelba-
ren Vorfahren den gewünschten Nachnamen trugen. Die Dokumente kann man ab jetzt persönlich bei jedem Standesamt, 
brieflich per Einschreiben bzw. Kurier oder via Internet einreichen – und muß dann mit der Nutzung des alten neuen Namens 
nur noch warten, bis dem Begehr entsprochen wird. 
 

Die nationalen Minderheit dürfen 
erstmals ihre Namen verwenden – 
jedenfalls manche, in der Theorie… 

 

Litauens volkspolnische Justizministerin Evelina Dobrovolska hat laut eigenem Bekunden bereits einen entsprechenden Antrag 
gestellt und darf sich, sobald dieser von der Behörde genehmigt wurde, „Ewelina Dobrowolska“ nennen. Valdemar Tomasevski, 
Führer der „Wahlaktion der Polen in Litauen / Allianz Christlicher Familien“ und Mitglied im EU-Parlament, will natürlich eben-
falls einen Antrag stellen. Das kann er bis auf weiteres aber nur für sich selbst: Für seine beiden Söhnen Pavel und Vladislav 
bietet sich dazu keine befriedigende Möglichkeit, denn ihre Namen enthalten an sich im Polnischen ein "ł" – und das Gesetz 
sieht bisher vor, daß die Antragsteller ausschließlich Zeichen verwenden dürfen, die bereits im Litauischen oder im lateinischen 
Grund-Alphabet vorhanden sind. Wer als Angehöriger der deutschen Minderheit zum Beispiel Müller oder Schröder heißt, hat 
demnach schlechte Karten. 
 
Nicht viel besser und das wohl nicht ganz zufällig ergeht es den rund ein Drittel des Staatsgebiets bewohnenden baltischen 
Schemaiten mit ihrer vom jetzigen litauischen Staat unterdrückten, stark durch das Kurisch-Lettische beeinflußten und zweifel-
los eigenen Sprache, deren „lettoid“ mit einem „Makron“ bzw. Dehnungsstrich versehene Langvokale – also ā, ē, ė̄, und ō so-
wie nach meiner vereinfachten Zählung auch das ī – gleichfalls ausgespart bleiben. Über die teils seit Jahrhunderten im Land 
lebenden Russen und anderen Ostslawen mit kyrillisch geschriebenen Muttersprachen, die in Litauen inzwischen überall bar 
jeden Anstands kollektiv angefeindet werden – und das obwohl Teile von ihnen, vor allem die amtlich knapp 1% der Bevölke-
rung ausmachenden Altgläubigen, bisher sogar meist als Verbündete des Staatsvolkes betrachtet wurden! – und vom Gesetz 
rein gar nichts haben, sei hier lieber gleich geschwiegen. 
 

Die Aktion ist Kind der Geopolitik 
und ignoriert die meisten Ethnien – 

darunter die deutschen Ostpreußen. 
 

Aber all diesen Gruppen wollte der litauische Gesetzgeber wohl auch gar nicht entgegenkommen. Die marktradikale polnisch-
sprechende Premierministerin Ingrida Šimonytė und ihre retortenlinke im vorministeriellen Leben gerade einmal bis zur An-
waltsgehilfin aufgestiegen Justizministerin, die bisher nur mit der plakativen englischen Tatauierung „Change Changes“  
('Wechsel ändert') auf ihrem Oberkörper sowie einem ebenso penetrant getragenen Maulkorb reüssierte, während sich ihre 
soeben faktisch auf US-Geheiß geschaffene „Freiheitspartei“ lediglich der „Homo-Ehe“ und anderen LGBTQ+-Themen verpflich-
tet sieht, hatten sich zwar anfangs durchaus für fremde Schriftzeichen stark gemacht, allerdings nur für „diakritische“ – was 
man angesichts eines diesen Damen zu unterstellenden unphilologischen Sprachgebrauchs („diakritisch“ meint eigentlich näm-
lich allgemein ‚durch eine Zeichenergänzung unterscheidend’) sicher freimütig als „polnische Zeichen“ übersetzen darf: Daß die 
ganze Aktion Kind der aktuellen geopolitischen Lage ist und mit dem Wohlwollen des neuen Großen Bruders auf der anderen 
Atlantikseite vor allem der Symbolisierung eines bisher eher ungewohnten „Bundes“ mit Warschau diente, liegt auf der Hand. 
 
Ob die beteiligten Politiker wirklich daran geglaubt haben, den in älteste Zeiten zurückreichenden Erbstreit zwischen Litauern 
und Polen mit solchen Mitteln nennenswert begrenzen zu können, sei dahingestellt. Letztlich war es anscheinend jeden-
falls weniger eine Abwehr der Änderung immerhin eines Kernbestandteils der litauischen Identitätspolitik seit Wiedererlan-
gung der Unabhängigkeit von der Sowjetunion als eine Tücke der Technik, die das Projekt zurechtstutzte: Nach Rückfragen bei 
der staatlichen Verwaltung erwies sich ausgerechnet in einem Land des vorgeblich doch so rechnerverbundenen Baltikums die 
EDV als von solch unerwarteten Herausforderungen überfordert, so daß man flugs alle umfassenderen Pläne wieder aus den 
Gesetzen herausnahm und sich mit der amtlichen Einführung der nun nicht gerade sonderlich exotischen Buchstaben Q, W und 
X zufrieden gab – bescheidener konnte eine Reform wohl nicht ausfallen. 
 
Fortsetzung auf S. 12 
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Fortsetzung von S. 11 
 
 
 

Es wäre ein Akt der Gerechtigkeit, 
das Deutsche im Memelland als 

zweite Amtssprache einzuführen. 
 

Angesichts der Tatsache, daß man in Litauen heute jegliche auch noch so bescheidene Erweiterung des Moskauer Imperiums 
sogar in den diesem Staat ethnisch nächsten, nämlich großrussisch Räumen der Ostslavia auf das Entschiedenste verfemt, soll-
te man sich vielleicht einmal Gedanken darüber machen, wie man selbst in den Besitz des traditionell überwiegend deutsch 
geprägten Memellandes gelangt ist. Daß dessen verbliebener einheimischer Bevölkerungsteil trotz der bekanntlich einst mit 
deutscher Hilfe aus Ostpreußen erfolgten Aufrechterhaltung der litauischen Schriftsprache im Russischen Reich umgekehrt 
immer noch auf eine Wilenser Erlaubnis zum Gebrauch selbst seiner Buchstaben warten muß – von der Möglichkeit eines Ein-
satzes der deutschen Muttersprache bei behördlichen Angelegenheiten einmal ganz abgesehen –, will irgendwie so gar nicht zu 
den hehren moralischen Ambitionen des gegenwärtigen litauischen Staates passen. Das 100-jährige Jubiläum der ersten litaui-
schen Annektion des Memellandes im kommenden Jahr sollte eine gute Gelegenheit bieten, diesen für ein Kulturland wie Li-
tauen unwürdigen Zustand abzustellen und durch eine Erhebung des Deutschen zur zweiten Amtssprache des Memelgebiets 
zumindest symbolisch die hier bisher schmerzlich vermißte historische Gerechtigkeit schon einmal ein Stück weit wiederherzu-
stellen. 

 

Litauischer Barock – eine deutsche Schöp-
fung 

 

Nicht nur in der Erhaltung der eigenen Schrift-

sprache zeigt sich in Litauen ein ebenso grund-

legender wie positiver deutscher und dabei 

zumal ostdeutscher Einfluß. Schon die Struktu-

ren des Großfürstentums Litauen lehnten sich, 

wie gerade jüngere Forschungen zeigen, in 

vielem an jene des Deutschordensstaates an, 

mit dem die Führung des Baltenreichs oft weit 

mehr durch einen teils symbiotischen Aus-

tausch als durch den bis heute meist überbe-

tonten Konflikt verbunden war. Nicht zuletzt 

das gegenwärtige Antlitz der Wilenser Alt-

stadt verdankt sich deutschem Kontakt: Vom 

schlesischen Baumeister Johann Christoph 

Glaubitz stammt der sog. „Litauische Barock“, 

welcher zahlreiche Zeugnisse von Litauen und 

Weißruthenien bis ins heutige Lettland und in 

die Ukraine hinterlassen hat. Bezeichnender-

weise schuf Glaubitz die sein umfangreiches 

Wirken dominierenden Gotteshäuser nicht nur 

für seinen eigenen protestantischen Glauben, 

sondern auch für Anhänger des von jeher im 

Lande vertretenen Katholizismus, der Orthodo-

xie und des Judentums. 

 

T. W. W. 

 
BILD: Die katholische St.-Katharinen-Kirche in Wilna ist ein Bauwerk des 

deutschen Architekten Johann Christoph Glaubitz, der den „Litauischen Ba-

rock“ begründete. (Foto: Juliux, CC BY-SA 3.0) 
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Erinnern 

Verlagsjubiläum 

Festliche Matinée für Königsberg 
Der „Preußen-Kurier“ gratuliert Gräfe und Unzer zum 300. Geburtstag 

Christoph M. Stabe und Rainer Claaßen 
09.09.2022 
 
Am 20. Juli 1722 wurde vom preußischen König Friedrich Wilhelm I. die 
Erlaubnis zur Eröffnung einer Buchhandlung in Königsberg erteilt, die zu 
einem Verlag mit Weltgeltung werden sollte: „Gräfe und Unzer“, in Kö-
nigsberg zuletzt am Paradeplatz, Hausnummer 6, gegenüber der Universi-
tät. 
 
Die Buchhandlung wurde zu einem wesentlichen Faktor im „Königsberger 
Jahrhundert“ der Aufklärung, und einer ihrer prominentesten Autoren 
war Immanuel Kant. Er lebte 1766 im selben Hause und schätzte den kur-
zen Weg zum gedruckten Wissen, das ihn der damalige Geschäftsführer 
Johann Jakob Kanter gerne und kostenlos studieren ließ. Die Offenheit für 
Wissen, Sprache und Kultur jenseits ideologischer Sperren wurde bei Grä-
fe und Unzer stets gepflegt, und so entstand im frühen 20. Jahrhundert in 
Königsberg das „Haus der Bücher“, das auf sechs Etagen Bücher aus allen 
Fach- und Lebensbereichen anbot. Es war das größte Buchhandelshaus 
auf dem europäischen Kontinent. 
 
Zum 300. Geburtstag von Gräfe und Unzer hat die Landesgruppe Bayern 
der Landsmannschaft der Ost- und Westpreußen dieses Jubiläum in ihrer 
Mitgliederzeitschrift „Preußen-Kurier“ (Ausgabe 2/2022) ausführlich gewürdigt. Jörn Pekrul, der Leserschaft 
des Ostpreußenblattes durch seine „Königsberger Wanderungen“ bekannt, erzählt die Geschichte des Hauses und bettet sie 
ein in die Buchkultur seit der Zeit, als der Deutsche Orden in das Land kam. Als erste Träger der literarischen Bildung in Ost-
preußen verfügten die Ordensburgen über einen beeindruckenden Schatz von Büchern, die zu ihrer Zeit auch getauscht und 
gehandelt wurden. Die Geschichte endet mit den Luftangriffen auf Königsberg im August 1944, als auch das „Haus der Bücher“ 
in Königsberg vernichtet wurde; bis auf ein Buch, das man tief unten in den Trümmern fand. Es war zwar angekohlt, aber im-
mer noch brauchbar, und trug den Titel: „Aus Alt wird neu“. Im übertragenen Sinne der Zeit konnte dieser Titel auch als ein 
Hinweis auf den ureigenen Wesenszug des ost- und westpreußischen Menschen verstanden werden: Selbst im Untergang, 
inmitten von Tod und Verzweiflung, ist Selbstaufgabe keine Option. Gräfe und Unzer zog nach dem Krieg nach München. Das 
Haus entwickelte sich mit seinen GU-Büchern zum größten Ratgeberverlag in Deutschland und verkauft seine Bücher über Li-
zenzen weltweit. 
 
Anlässlich der Veröffentlichung im „Preußen-Kurier“ lud der Verlag Gräfe und Unzer zu einem Empfang ein, der am 26. August 
in München stattfand. Seitens der LOW Bayern waren der Landesvorsitzende Christoph M. Stabe, der gebürtige Königsberger 
Christian Freiherr v. der Leyen von der Ost- und Westpreußenstiftung in Oberschleißheim, Reinhard August aus Rosenheim, 
LOW-Regionalvertreter für Oberbayern, sowie der aus Berlin angereiste Autor Jörn Pekrul, der zugleich auch Vorstandsmitglied 
der Stadtgemeinschaft Königsberg in Preußen ist, anwesend. Von der Führungsebene des Verlagshauses wurden die Gäste von 
Jan Wiesemann im „Königsberger Kabinett“, einem Erinnerungsraum bei Gräfe und Unzer, begrüßt. Nach einer Vorstellung der 
LOW Bayern durch Stabe wurden gemeinsam historische und zeitgenössische Ausgaben herausragender Bücher betrachtet 
sowie einige Erinnerungsstücke aus Königsberg, die die Stürme der Zeit überdauert haben, besichtigt. 
 
Hierzu konnte Pekrul seitens der LOW Bayern ein Exponat hinzufügen, das an eine Lehrmittelschau erinnert, die 1904 von Grä-
fe und Unzer im Königsberger Tiergarten veranstaltet wurde. Es ist eine Tasse, die von der Restauration des Tiergartens ser-
viert wurde. Eine ideelle Kostbarkeit, die die LOW Bayern als Aufmerksamkeit neben einigen weiteren Königsberger Preziosen 
überreichte. In den nachfolgenden Gesprächen konnten die Besucher aus der heimatlichen Kultur und Geschichte interessante 
Erinnerungen weitergeben und erhielten dafür einen Einblick in das moderne Verlagshaus Gräfe und Unzer. Das Haus ist seiner 
Herkunft treu geblieben und erzielt mit seinem traditionellen „Denken vom Kunden her“ auch heute noch Erfolge. 
 
Der „Preußen-Kurier“ kann bei der LOW Bayern bestellt werden per E-Mail info@low-bayern.de, postalisch: LOW, Landesgrup-

pe Bayern e. V., Heilig-Grab-Gasse 3, 86150 Augsburg. Der Bezug ist kostenlos, um eine Spende wird höflich gebeten. 
 

Quelle: https://paz.de/artikel/festliche-matinee-fuer-koenigsberg-a7440.html 
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Mathias Weifert: 25. Doktor-Jubiläum  

 

Am 23. September 2022 sind es 25 Jahre her, seitdem Mathi-
as Weifert den Titel Doctor philosophiae führen darf. Bereits 
am 3. Juli 2022 fand in der Würzburger Neubaukirche, der 
Universitätskirche, die Jubiläumsfeier statt. Weifert erhielt 
auch ein Alumni-Zertifikat, unterschrieben vom Präsidenten 
der Universität, Prof. Dr. Paul Pauli, und vom Vorsitzenden 
des Alumni-Vereins, Prof. Dr. Theodor Berchem, der während 
seines Promotionsstudiums Universitätspräsident war. 
 
Der väterlicherseits aus dem Banat und mütterlicherseits aus 
Unterfranken stammende Jubilar studierte an der Friedrich-
Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg. Er bestand dort die 
Erste und in München die Zweite Staatsprüfung für das Lehr-
amt an Gymnasien in den Hauptfächern Erdkunde, Wirt-
schaftswissenschaften und Sozialkunde. Im Promotionsstudi-
um an der Julius-Maximilians-Universität Würzburg hatte er 
Soziologie als Hauptfach sowie Erdkunde und Betriebswirt-
schaftslehre als Nebenfächer. 1997 erschien seine Dissertati-
on in München als Buch über Die Durchsetzungsdynamik 
der Heimatvertriebenen und Aussiedler beim wirtschaftlichen 
und kulturellen Aufbau Deutschlands nach 1945. 
 
An der Technischen Universität Dresden, einer Exzellenzuni-
versität, wo er die Venia legendi Historische Ethnosoziologie 
innehat, habilitierte Weifert, der nach Sächsischem Hoch-
schulgesetz auch den Titel Privatdozent trägt. Seine akademi-
schen Lehrer waren die Professoren Eugen Wirth (Soziologe; 
Geograph in Erlangen), Lothar Bossle (Soziologe in Würzburg) 
und Karl-Siegbert Rehberg (Soziologische Theorie, Theoriege-
schichte und Kultursoziologie in Dresden). Bevor er in Erfurt 
Lehrbeauftragter und in Fulda Professor wurde, war er beruflich als Studienrat in Rheinland-Pfalz und nebenberuflich am SRH 
Leonardo da Vinci-Gymnasium Neckargemünd, Privates Begabtengymnasium MINT, tätig. 
 
Seine schriftliche Hausarbeit über Die Entwicklung der Banater Hauptstadt Temeschburg erschien 1987 als Buch in München, 
seine Habilitationsschrift 2013 in München über Volksgruppenidentität, sozialer und kultureller Identitätswandel bei den soge-
nannten Donauschwaben (1683-2008). Der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler wird voraussichtlich in vier Jahren in den 
Ruhestand gehen. 
 
Dr. Mathias Weifert hat mehrfach Beiträge für unseren VAdM-Kurier verfaßt. 
 
Herbert Karl 

 

Dr. phil. Rudolf Hollinger: Ein bewegtes Leben in unruhigen Zeiten 
Teil 3: Der Dichter 

 

 

Rudolf Hollinger „hat Zeit seines Lebens an große Worte, an Ideale“ geglaubt insbesondere an die Kunst und an den Menschen 
so Hans Dama, der Schriftsteller und Dichter sowie Hörer des begnadeten Banater Pädagogen und Temeswarer Hochschulleh-
rers. Bescheiden klingt hingegen Hollinger: 

„Mich hält nur Eines: der Drang zu schaffen; worin, das weiß ich nicht mehr. Denn es braucht doch niemand mein 

Werk. Mich aber erhält dieses Werk. Vielleicht ist auch dieses sein Sinn . . .“ (Dama, TR, S. 99 ) 
 

Dichtung – gerade in der sich abzeichnenden Leistungsgesellschaft – war dem vielseitigen Geist offensichtlich auch schöpfer-

scher Ausgleich zu seinen sonstigen Tätigkeitsfeldern. Denn sicherlich war es ihm bewußt, daß das Bedürfnis an Lyrik auch sei-

nerzeit gering war: Dama: „Lyrische Dichtung ist eine Kunst für den Einsamen. Rudolf Hollinger war einsam.“  

 

Fortsetzung auf S. 15 
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Fortsetzung von S. 14 

 
Bis auf wenige seiner Hörer wurde Hollinger von den Banatern „verkannt“ (Dama); dies hing vor allem mit deren Kampf um das Überle-
ben und den individuellen Ausreisebemühungen zusammen. Dagegen urteilt die Presse im Westen etwas verdienstvoller: 

„Rudolf Hollinger hat mit seiner Lyrik, aber auch der Dramatik und Kurzprosa einen kleinen, wenn auch hier unbemerkten 
Glanzpunkt deutschsprachiger Literatur gesetzt“ (Dama, TR, S. 100, Dama rekurriert auf: Lyrikabend von Rudolf Hollinger: 

Bilderreichtum, Lautmalerei, in: Südwest-Presse, Nr. 34/10, 21.08.1986). 

Das umfangreiche Oeuvre Hollingers lagert teils in der Österreichischen Nationalbibliothek und im Österreichischen Staatsarchiv; ledig-
lich sein „lyrisches Schaffen“ wurde in zwei Gedichtbänden bislang teilweise veröffentlicht. 
 
Schon in seiner Wiener Zeit veröffentlichte Hollinger in den Temeswarer Banater Monatsheften Gedichte, aber auch literaturkritische 
Texte. Damit zählte er neben Josef Gabriel dem Jüngeren, Hans Diplich, Hans Wolfram Hockl und Stefan Heinz (Hans Kehrer) „zu den 
»angehenden begabten Schriftstellern« des Banats“ [Dama, Heimatblatt, S. 43, Dama verweist hier auf Walter Engels: Deutsche Litera-

tur im Banat (1840 – 1939)]. 
 
Anfangs ist Hollingers Lyrik „noch »heimatlich impressionistisch« gefärbt, aber schnell wendet er sich »von der traditionellen Heimat-
dichtung« ab: 

„Seine Lyrik mündet allmählich in die Form und Sprache der deutschen Moderne, wobei der Einfluss großer Vorbilder wie Rilke, 

Carossa, George und Trackl nicht zu verkennen ist. In der Anfangsphase seines Dichtens strebt Hollinger danach, dem großen 

lyrischen Erbe die Treue zu wahren“ (Dama, Heimatblatt, S. 43). 

Mit seinem lyrischen Talent beschreitet Hollinger dann doch eigene Wege: Er übernimmt die Rolle eines Vermittlers zwischen Traditio-
nalisten und Modernisten, wenn er schreibt: „Ja, ich bin ein Moderner! Aber ich fühle mich den Alten verpflichtet und den Jungen ver-
bündet“ (Gedankensplitter, S. 13). Seine Lyrik „lebt von der Koloratur seiner Aussagekraft und der rationalen Tiefe“ (Dama, Heimat-
blatt, S. 43). Maßstäbe setzt er, wenn er den Dichtenden ermahnt: „Der Dichter mache es dem Leser nicht leicht, aber er mache sich 
nicht unmöglich, wenn er der Dunkelheit die Tiefe der Weisheit zumutet“ (Gedankensplitter, S. 21): Somit wird ein „Abrücken von der 
Präzision der Aussage gefordert und gleichzeitig eine unverständliche, unbegreifbare Wortkombination abgelehnt“ (Dama, Heimat-
blatt, S. 43). 
 
Auch in den Jahren des Zweiten Weltkriegs – Hollinger war Übersetzer in der rumänischen Armee – blieb dem Vielbeschäftigten genug 
Zeit für eigene Dichtung: So entstanden „vor allem Gelegenheits- und Erlebnisgedichte,“ so die Diviner Elegien, die Januar und Februar 
im Kastell des Grafen Ziska zu Divin an der ungarisch-slowakischen Grenze entstanden: 

„Die ganze Stimmung der »Elegien« ist verdüstert und pessimistisch, was durchaus verständlich ist: das bevorstehende Kriegs-

ende wirft die Frage nach dem Sinn des Krieges auf. Man wird sich langsam bewusst, welches Unheil und welche Gräueltaten 

dieser Krieg mit sich brachte, die Bedrohung der Menschheit, das Bangen um den Bestand kultureller Güter und Werte und 

nicht zuletzt die sich aufdrängende Frage »Wie wird es weitergehen?«“ (Dama, TR, S. 104f.) 

Diese Fragen beschäftigten besonders in dieser Zeitenwende der Deutschen im Osten Europas den überzeugten Pazifisten Rudolf Hol-
linger: 

„Das Zentralproblem meines Lebens ist die Kunst, um sie kreist all mein Denken – mein Bestreben – jeder Schritt meines Lebens 

führt mich zu ihr, jedes Erlebnis, mag es zuweilen etwas Fragwürdiges an sich haben, bereichert nur meine Fähigkeit, zu schaf-

fen, dem unendlich näher zu kommen, was Kunst ist, echte, wirkliche Kunst, vollkommene Kunst“ (Gedankensplitter, S. 14) 

Nach den Kriegswirren und den Überlebenskämpfen der Nachkriegszeit sowie der Veröffentlichung des Einakters Der Neubau – unter 
dem Pseudonym Johannes Lenner – begann in den 1950er und den 1960ern Hollingers wichtigste lyrische Schaffensperiode, allerdings 
entsprang diese Lyrik dem Umstand der „inneren Emigration,“ d. h. er schrieb für die Schublade. 
 
Sein umfangreicher wissenschaftlicher Vortrag Das deutsche Sonett im rumänischen Banat und die Beschäftigung mit den Sonetten des 
Dichters August Graf von Platen aus den Sechzigern regte Hollinger selbst zum Sonetteschreiben an, insbesondere zu den Themen Na-
tur und Trauer. Diese Motive ziehen sich durch sein gesamtes lyrisches Werk. Hinzu kommen aber auch die Hinwendung zu Gott, Nach-
denken über den Tod, die menschliche Existenz, aber auch Zuflucht in die Kunst: „Was er der Dichtkunst abverlangt – unbedingte 
Wahrheit und Echtheit – finden wir in seinen Gedichten“ (Dama, TR, S. 105). 
 
In diese Periode fällt auch Hollingers Korrespondenz mit Hermann Hesse, den der Geheimdienst Securi-
tate zu verhindern versuchte, indem dieser Hesse als Nazi diffamierte. 
 
Literatur 
 
Hans Dama: Rudolf Hollinger: Lehrer, Musikliebhaber, Dichter und Dramatiker, in: Temeschburger Hei-
matblatt 2021 (Dama, Heimatblatt). 
Hans Dama: „Die Zeit sorgt dafür, daß sie vergehe“. Rudolf Hollinger – Temeswarer Schriftsteller, Philolo-
ge und Pädagoge, Profile, Transylvanian Review, Vol. XXX, No. 1 (Spring 2021) (Dama, TR). 
Rudolf Hollinger: Gedankensplitter aus dem Osten. Aus dem Tagebuch eines Südost-Europäers, Wien 
1985. 
 
Fortsetzung folgt 
 
Herbert Karl 
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Deutsche in der Ukraine und ihre Geschichte 

Der Krieg um die Ukraine hat auch die Deutschen in der Ukraine in ihrer Vergangenheit und Gegenwart in 

den Fokus gerückt. 

 

Die österreichische Herrschaft in Galizien: Die Galizien-Auswanderung aus der Pfalz 

 

2. Teil 

 

Wie bereits angedeutet, war die Pfalz „ein Extremfall der Kleinstaaterei im Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation“ (Heinz, 

S. 1). Es war nicht nur die Abenteuersucht, die die Bewohner bewog, sich von der vertrauten Umgebung zu verabschieden und 

sich einer unsicheren Zukunft in einem fremden Land anzuvertrauen. Nachdem Österreich erfolgreich Anfang des 18. Jahrhun-

derts insbesondere Ungarn gesichert hatte, kam es zu einer allgemeinen Ansiedlung in die entvölkerte Gebiete; Galizien hinge-

gen war nach der ersten polnischen Teilung nur ein spätes Beispiel dieser Auswanderungswellen. Entsprechend waren die fi-

nanziellen Anreize für die Ausreisewilligen hoch, die Anwerbung und die Organisation schon verfeinert.  

 

Die Not und die Unsicherheit als Spätfolgen der Kriege in der Pfalz und am Mittelrhein war groß: Hier sorgte 

„doch ein nicht endend wollender Teufelskreis aus wirtschaftlichen und sozialen Gründen dafür, dass viele nur in einem 

Fortzug die Möglichkeit für die Verbesserung der eigenen Lebenssituation und besonders die der Nachkommen sahen. 

Der einfache Mann litt oft Hunger, gerade nach Naturkatastrophen, Wetterschäden oder Viehseuchen, durch die Real-

erbteilung reichte der landwirtschaftliche Ertrag bald nicht mehr zur Selbstversorgung aus. Fehlende alternative Er-

werbsmöglichkeiten sorgten so für Vermögensverfall und Verschuldung, all dies vor dem Hintergrund eines nicht funk-

tionierenden Marktes“ (Heinz, S. 1). 

Andererseits führte diese Not „nicht dazu, dass der Kurfürst bei Rhein oder andere südwestdeutsche Landesherren ihren nach 

Vorbild des französischen Hofes gepflegten Lebensstil nachhaltig hinterfragten“ (Heinz, S. 2; hier rekurriert Heinz auf Ludwig 

Häußler, einem der bedeutendsten Historikern der Pfalz). 

 

Bereits vor der Auswanderungswelle nach Galizien erarbeitete die kurpfälzische Regierung in Mannheim 1764 einen Grundsatz 

aus, der den Auswanderungswillen brechen sollte, 

„wonach »kein Untertan ohne Consens unter fremde Herrschaft oder Kriegsdienste ziehen [darf]«, der in der Folge wie-

derholt der Bevölkerung bekanntgegeben wurde. Diese Erlaubnis zur Manumission (Abzug) wurde ausschließlich durch 

die Landesregierung erteilt, die Emigranten erhielten Manumissionsscheine (auch Losscheine genannt). Die Regelung 

bezog sich auch auf Leibfreie und Arme, Leibeigene waren jedoch außerhalb der Kurpfalz durch den Grundherrn frei. 

Eine weitere Verordnung vom 24.05.1770 besagte: »Verkäufe und Veräusserungen zwecks Hinweggebung und zur Lan-

desverwüstung gereichenden Verlassung des Vaterlandes sind kraftlos [ . . . ] und dies sei alle Quartale zu publizie-

ren«“ (Heinz, S. 2). 

Ferner empfahl Regierungsrat von Schmiz seiner Regierung in einer Denkschrift, neben der Ansiedlung von Fremden auch die 

Ansiedlung von Ausreisewilligen „auf öden Plätzen in der Pfalz zur Urbarmachung des Landes anzusetzen und [machte] das 

zutreffende Eingeständnis, dass die Pfalz nicht überbevölkert sei“ (Heinz, S. 2). 

 

Derselbe sieht in der illegalen Auswanderung ein Verbrechen und empfiehlt die Einziehung des Vermögens der Ausreisewilli-

gen. Unter anderem sollte die Gegend der kurpfälzischen Sommerresidenz Schwetzingen besiedelt werden. Die dünne Besied-

lung hatte hier einen Grund: Die häufige Abwesenheit des Kurfürsten hatte die Region geschwächt, den Bauern und Handwer-

kern fehlte ein nachhaltiges Einkommen. Fazit: die wirtschaftlichen Probleme der Pfalz waren somit zum Teil hausgemacht. 

 

Um die allgemeine Not zu lindern, ordnete Christian IV. von Pfalz-Zweibrücken 

 

Fortsetzung auf S. 17 
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Fortsetzung von S. 16 

 

„den Anbau von Kartoffeln und Klee sowie die Pflanzung von Obstbäumen an, sucht so die Einnahmen und Lebens-

grundlagen der Bevölkerung zu verbessern. Darüber hinaus empfiehlt der Zweibrücker Hofrat Medicus 1769 eine weite-

re Förderung des Zuzugs durch religiöse Toleranz, die Auflösung der Güter der sog. Toten Hand sowie die Erleichterung 

des Eintritts in das Bürgerrecht“ (Heinz, S. 2). 

1767 als die großen Schwabenzüge nach Ungarn und in das Banat ihren Höhepunkt erreichten, stimmte die Wiener Regierung 

einer mehrfach verlangten Vereinbarung zu, die das Auswanderungsverbot in nicht reichsunmittelbare Regionen beinhaltete: 

„Damit waren neben Nordamerika v. a. Rußland und Ungarn gemeint. Mit der ersten Teilung des Königreiches Polen-

Litauen im Jahre 1772 fallen dessen östliche Gebiete an Russland, die westlichen an Preußen und die südlichen als 

»Königreiche Galizien und Lodomerien« an Österreich, das trotz der Vereinbarung ab 1782 in Südwestdeutschland um 

Auswanderer nach »Kayserlich-Pohlen« wirbt“ (Heinz, S. 2) 

Auf der Gegenseite kam das Argument: 

„»In Pohlen ist nichts zu holen«, die auf verborgene preußische Werber und »Übelgesinnte« unter den Fürsten (von 

denen dem Hof in Wien jedoch keiner offen entgegentrat) zurückgeht, darunter v. a. der Landgraf von Hessen-

Hanau“ (Heinz, S. 2). 

Der geschilderten ökonomischen Situation entsprechend, wollten viele Bewohner diese Gebiete verlassen, so daß die Wiener 

Registrierstelle die Anzahl der »Patentkolonisten« (nach dem kaiserlichen Ansiedlungspatent) nach Galizien 1785 unterbrechen 

und 1786 ganz einschränken mußte. 

 

Auch wenn es unter den Kolonisten auch arme Familien gab, so setzte sich der vorwiegende Teil der Ausreisewilligen aus recht 

wohlhabenden Personen zusammen, allerdings schmolz auch deren Vermögen im Laufe der Wartezeiten relativ schnell weg. 

 

Aus Unterlagen geht hervor, daß zwischen 1782 und 1785 mindestens 2 538 Familien und 289 Einzelpersonen, zusammen 12 

281 »Seelen« aus 618 Ortschaften aus der Pfalz, Rhein und Mosel nach Galizien zogen. Viele Personen, denen die Entlassungs-

papiere fehlten, landete in Preußen, Ungarn oder Rußland. Auch wenn die Wiener Ansiedlerlisten nicht vollständig sind, ist 

davon auszugehen, daß die Josephinische Kolonisation minde-

stens 15 000 Personen, jedoch eher mehr, etwa 20 000 Personen, 

umfaßte: 

„Zum 31.10.1785 waren in 101 Ortschaften in 15 Kame-

ralherrschaften Galiziens 3 108 Familien mit 12 365 Per-

sonen untergekommen, dazu 217 Familien in den Städ-

ten. Nicht mit eingerechnet sind hier Beamte, Militäran-

gehörige oder die frei Zugewanderten“ (Heinz, S. 4). 

 
Quellen: 
Historischer Abriss von Hans Christian HEINZ: „In Pohlen ist nichts 
zu holen.“ Anmerkungen zur Auswanderung aus der Pfalz nach 
Galizien und zu den deutschen Siedlungen ebendort: (https://
www.galizien-deutsche.de/hochgeladen/dateien/
Historischer_Abriss_DEUTSCH.H%20.C.Heinz.pdf 
 
Fortsetzung folgt 

 

Herbert Karl 
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„In Eurem Kurier steckt viel Engagement für 

die Vertriebenen“ 

 

Schrieb uns H. M. aus Berlin 

HK 

Immer eine Reise wert: Riga 

 

Sehenswürdigkeiten in der Hauptstadt der baltischen Republik Lettland sind 

u. a. die Domkirche – zwischen 1215 und 1226 erbaut –, die St.-Petri-Kirche 

aus dem 15. Jahrhundert, die katholische St.-Jakobi-Kathedrale (1226), das 

Schloß, zwischen 1494 und 1515 erbaut, das frühere Rathaus (1750 – 1765), 

die Nationaloper, die zwischen 1860 und 1863 errichtet wurde. 

 

Riga wurde 1201 als Stadt von dem deutschen Bischof Albert von Livland 

gegründet; 1255 wurde es Erzbistum und 1282 Mitglied der Hanse. Nach 

dem Untergang des livländischen Ordensstaates unterwarf sich Riga der pol-

nischen Herrschaft und 1621 von dem schwedischen König Gustav Adolf – 

bevor dieser sich in den Dreißigjährigen Krieg in Deutschland einmischte – 

eingenommen; 1710 wurde die Stadt unter Peter dem Großen russisch, der 

von den skandinavischen Staaten die Vormachtstellung in der Ostsee über-

nahm. 

 

Während des Ersten Weltkriegs wurde Riga im September 1917 von der 

deutschen Armee erobert und geriet am 3. Januar 1919 unter bolschewisti-

sche Herrschaft. Es wurde im Mai 1919 von der Baltischen Landwehr und 

reichsdeutschen Baltikumtruppen zurückerobert. In Riga wurde am 18. März 

1921 der Frieden zwischen Polen und Sowjetrußland geschlossen. Durch den 

deutsch-sowjetischen Pakt kam ganz Lettland unter sowjetische Herrschaft. 

Heute ist die Republik Lettland Mitglied in der NATO und in der EU. 

Riga, Lettland 

Oben: Blick über die Altstadt 

Unten: Nationaltheater 

Bilder: wikipedia-Abruf (29September 2022) 


